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Hanns-Heinrich PaustMarc Tübben

Ihr Marc Tübben und Hanns-Heinrich Paust

Vor einigen Monaten saßen wir mit einem 
langjährigen Mandanten zusammen  – einem 
erfolgreichen mittelständischen Unternehmer. 
Mit einem leichten Stirnrunzeln fragte er uns: 
»Müssen wir jetzt auch schon so einen Nach-
haltigkeitsbericht schreiben?« Was zunächst 
nach einem reinen Verwaltungsthema klang, 
entwickelte sich in diesem Gespräch zu etwas 
ganz Anderem: der Frage, wie sich sein Unter-
nehmen für die Zukunft aufstellen kann – im 
Wettbewerb, bei der Finanzierung und in der 
Bindung seiner Fachkräfte.

Solche Gespräche führen wir derzeit häu-
figer. Viele Unternehmer und Unternehmen 
sehen sich mit neuen Vorgaben konfrontiert: 
CSRD, EU-Taxonomie, Lieferkettensorgfalts-

pflicht. Begriffe, die sperrig wirken, aber einen 
tiefgreifenden Wandel in Gang setzen. Wir ver-
stehen, dass die Unsicherheit groß ist – gleich-
zeitig erleben wir, dass diejenigen, die sich früh-
zeitig mit Nachhaltigkeit beschäftigen, schnell 
Vorteile erkennen. Banken honorieren Transpa-
renz mit besseren Konditionen, Kunden achten 
stärker auf nachhaltige Lieferketten, und auch 
junge Talente fragen bei Bewerbungsgesprä-
chen gezielt nach ESG-Themen.

Damit Nachhaltigkeit nicht allein als büro-
kratische Pflicht erlebt wird, braucht es jedoch 
auch politische Weitsicht. Es wäre wichtig, 
die neuen Regelungen stärker mit konkreten 
Anreizen zu verbinden – etwa durch unbüro-
kratische Förderprogramme, steuerliche Vor-

teile für nachhaltige Investitionen oder eine 
praxisgerechte Vereinfachung der Berichts-
pflichten für kleine und mittlere Unterneh-
men. Wenn die Politik Nachhaltigkeit nicht 
nur kontrolliert, sondern aktiv belohnt, können 
Unternehmen die Chancen klarer erkennen: 
als Investition in Wettbewerbsfähigkeit und 
Zukunftssicherheit statt als zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand.

Wir möchten Sie ermutigen, Nachhaltig-
keit nicht als zusätzliche Last zu sehen, son-
dern als Gestaltungsaufgabe. Wir freuen uns 
darauf, Sie auf diesem Weg zu begleiten – mit 
Rat, Unterstützung und dem Blick dafür, wie Sie 
gesetzliche Vorgaben in echte Vorteile für Ihr 
Unternehmen verwandeln können.
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Antwort:
Die sogenannte Fünftelregelung gehört seit 
Jahren zu den wichtigsten steuerlichen Son-
derregelungen im deutschen Lohnsteuer-
recht. Besonders relevant ist sie bei Abfin-
dungen oder Vergütungen für mehrjährige 
Tätigkeiten. Mit dem Wachstumschancen-
gesetz hat der Gesetzgeber jedoch eine 
wesentliche Änderung vorgenommen: Seit 
dem 1. Januar 2025 darf die Fünftelregelung 
nicht mehr direkt im Lohnsteuerabzugsver-
fahren durch den Arbeitgeber angewendet 
werden. Für mittelständische Unternehmen 
ergeben sich daraus praktische Folgen  – 
sowohl in der Lohnabrechnung als auch in 
der Kommunikation mit Arbeitnehmern.

WAS IST DIE FÜNFTELREGELUNG?

Die Fünftelregelung ist eine steuerliche Tarif-
ermäßigung nach § 34 EStG. Sie soll verhin-
dern, dass Arbeitnehmer durch einmalige, 
hohe Sonderzahlungen in eine deutlich 
höhere Progressionsstufe rutschen und 
dadurch unverhältnismäßig hohe Einkom-
mensteuer zahlen müssen.

Typische Anwendungsfälle sind:

–	 Abfindungen wegen Beendigung eines 
Arbeitsverhältnisses

–	 Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten
–	 Jubiläumszuwendungen
–	 Nachzahlungen für mehrere Jahre

Die Grundidee der Regelung: Die außeror-
dentlichen Einkünfte werden steuerlich so 
behandelt, als würden sie auf fünf Jahre 
verteilt zufließen. Dadurch wird die Progres-
sionswirkung gemildert.

WELCHE VORAUSSETZUNGEN GELTEN?

Die Anwendung der Fünftelregelung ist an 
bestimmte Bedingungen geknüpft. Zentral 
ist insbesondere die sogenannte »Zusam-
menballung von Einkünften«. Das bedeutet, 
dass die Zahlung in einem Kalenderjahr kon-
zentriert zufließt und dadurch eine außerge-
wöhnliche steuerliche Belastung entsteht. 
Bei Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten 
gilt zusätzlich, dass sich die Tätigkeit über 
mindestens zwei Kalenderjahre erstrecken 
muss. Und der Zeitraum muss mehr als zwölf 
Monate umfassen.

RECHTSLAGE BIS EINSCHLIESSLICH 
2024

Bis Ende 2024 waren Arbeitgeber verpflichtet, 
die Fünftelregelung bereits im Rahmen des 
Lohnsteuerabzugs zu prüfen und  – sofern 
die Voraussetzungen erfüllt waren  – direkt 
bei der Lohnabrechnung anzuwenden.

DIE ÄNDERUNG SEIT 2025

Mit dem Wachstumschancengesetz wurde 
die Anwendung der Fünftelregelung im Lohn-
steuerabzugsverfahren abgeschafft. Seit 
dem 1. Januar 2025 gilt:

–	 Arbeitgeber führen die Lohnsteuer auf 
Abfindungen und vergleichbare Zahlun-
gen grundsätzlich nach den normalen 
Lohnsteuerregeln ab.

–	 Die steuerliche Entlastung erfolgt erst 
im Rahmen der Einkommensteuerver-
anlagung des Arbeitnehmers durch das 
Finanzamt.

Die eigentliche Tarifermäßigung nach § 34 
EStG bleibt also bestehen – lediglich das Ver-
fahren wurde geändert.

WAS BEDEUTET DAS FÜR ARBEITGEBER?

Für Unternehmen bringt die Neuregelung vor 
allem eine administrative Entlastung. Die 
bislang notwendige komplexe Prüfung und 
Berechnung entfällt. Allerdings sind weiter-
hin Entschädigungen und Vergütungen für 
mehrere Kalenderjahre im Lohnkonto aufzu-
zeichnen und die entsprechenden Beträge 
gesondert in der Lohnsteuerbescheinigung 
auszuweisen.

Für die Praxis besonders wichtig: Arbeit-
geber sollten betroffene Arbeitnehmer aktiv 
darauf hinweisen, dass die steuerliche Ent-
lastung nun ausschließlich über die Einkom-
mensteuererklärung erfolgt. Andernfalls dro-
hen Missverständnisse, weil Arbeitnehmer 
bei Auszahlung zunächst ein deutlich gerin-
geres Netto erhalten können als bisher. Für 
Arbeitnehmer entsteht durch die Gesetzes-
änderung vor allem ein Liquiditätsnachteil. 
Während die Steuerentlastung früher sofort 
über die Gehaltsabrechnung wirksam wurde, 
erfolgt die steuerliche Entlastung nun häufig 
erst Monate später über den Einkommen-
steuerbescheid.

F r a g e :  �W a s  m u s s  i c h  a l s  A r b e i t g e b e r 

d u r c h  d e n   W e g f a l l  d e r  F ü n f t e l r e -

g e l u n g  s e i t  2 0 2 5  b e i  A b f i n d u n g e n 

a n  m e i n e  A r b e i t n e h m e r  b e a c h t e n ?
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E i n  n e u e r  A b s c h n i t t  b e g i n n t

DER DUISBURGER  
GHP-STA NDORT 
ZIEHT UM

Manchmal ist es Zeit für Veränderung. Nach vielen erfolgreichen 
Jahren an unserem bisherigen Standort in Duisburg schlagen wir 
ein neues Kapitel auf: Zum 1. Juli zieht die Duisburger Niederlas-
sung von GHP in neue Räumlichkeiten um.

Mit dem Umzug verbinden wir die Freude auf einen moder-
nen Standort und die Möglichkeit, auch künftig die persönliche 
und zuverlässige Betreuung anzubieten, die Sie von uns kennen 
und schätzen.

AB DEM 1. JULI FINDEN SIE UNS 
UNTER FOLGENDER ADRESSE:

Dr.-Alfred-Herrhausen-Allee 9–11
47228 Duisburg

Unsere Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner sowie 
unsere bekannten Telefon- und E-Mail-Kontaktdaten bleiben 
selbstverständlich unverändert. Wir bedanken uns herzlich für 
Ihr Vertrauen und freuen uns darauf, Sie schon bald an unserem 
neuen Standort willkommen zu heißen.

Warum wir uns für diesen Schritt entschieden haben und wel-
che Chancen sich daraus ergeben, erfahren Sie in der nächsten 
Ausgabe unserer Mandantenzeitschrift.
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G H P  e r h ä l t  d i e  A u s z e i c h n u n g  # V o r b i l d l i c h e V e r e i n b a r k e i t

W ÜR DIGUNG EINER A R BEITS-
KULT UR, DIE MENSCHEN UND 
ZUKUNFT IN DEN BLICK NIMMT

Die Steuerberatungskanzlei GHP Steuerberater  & Wirtschaftsprüfer 
wurde vom Duisburger Bündnis für Vereinbarkeit mit der Auszeichnung 
»#VorbildlicheVereinbarkeit« prämiert. Damit würdigt die Jury das beson-
dere Engagement der Kanzlei für eine moderne Arbeitskultur, die Beruf, 
Familie und persönliche Lebensgestaltung in Einklang bringt.

Bereits im Jahr 2025 trat GHP dem Duisburger Bündnis für Verein-
barkeit bei und bekannte sich damit klar zu einer familien- und lebens-
phasenorientierten Unternehmenskultur. Nun folgt mit der Auszeichnung 
ein bedeutender Meilenstein und eine öffentliche Anerkennung für die 
konsequente Umsetzung dieser Werte.

Die offizielle Preisverleihung fand am 19.  Juni 2026 im Haus der 
Unternehmer in Duisburg statt. Oberbürgermeister Sören Link über-
reichte die Auszeichnung persönlich.

VEREINBARKEIT ALS GELEBTE KANZLEIKULTUR

GHP verfolgt seit Jahren einen Ansatz, der bewusst auf Vertrauen, Flexi
bilität und individuelle Lösungen setzt. Dazu gehören unter anderem:

–	 flexible und individuell abgestimmte Arbeitszeitmodelle
–	 mobiles Arbeiten bis hin zur vollständigen Homeoffice-Nutzung
–	 die Einführung der 4-Tage-Woche
–	 Rücksichtnahme auf familiäre Verpflichtungen und Pflegezeiten
–	 strukturierte Entlastungsphasen nach intensiven Arbeitsmonaten
–	 feste Vertretungsregelungen für Urlaub und Krankheitszeiten
–	 Führungskräftecoaching und Mentoring
–	 eine moderne und digital unterstützte Arbeitsorganisation

Besonders wichtig ist der Kanzlei dabei, dass Vereinbarkeit nicht nur als 
Angebot verstanden wird, sondern als selbstverständlicher Bestandteil 
der Unternehmenskultur. Die Bedürfnisse unterschiedlicher Lebenspha-
sen werden bewusst berücksichtigt – von jungen Eltern über Mitarbei-
tende mit pflegebedürftigen Angehörigen bis hin zu Kolleginnen und Kol-
legen mit Weiterbildungswünschen.

Auch kulturelle und persönliche Bedürfnisse werden aktiv einbezo-
gen. So werden beispielsweise individuelle Anforderungen wie der Rama-
dan flexibel und teamorientiert umgesetzt.

NACHHALTIGE INVESTITION IN MITARBEITENDE UND ZUKUNFT

In Zeiten von Fachkräftemangel und steigenden Anforderungen in der 
Steuerberatungsbranche sieht GHP eine moderne Führungskultur als 
entscheidenden Erfolgsfaktor. Die Kanzlei ist überzeugt: Wer Mitarbei-
tenden Vertrauen, Flexibilität und echte Unterstützung bietet, stärkt Moti-
vation, Loyalität und langfristige Bindung.

Die Auszeichnung bestätigt den eingeschlagenen Weg und unter-
streicht den Anspruch von GHP, Steuerberatung bewusst anders zu 
leben – modern, lebensnah und vereinbar.

»Diese Auszeichnung macht uns unglaublich stolz. Sie ist für 
uns eine besondere Bestätigung dafür, dass moderne Kanzleikul-
tur und wirtschaftlicher Erfolg hervorragend zusammenpassen. 
Wir investieren bewusst in ein Arbeitsumfeld, in dem Menschen 
nicht zwischen Beruf und Privatleben wählen müssen. Unsere Mit-
arbeitenden sollen sich fachlich entwickeln können und gleichzei-
tig Raum für Familie, persönliche Interessen und unterschiedliche 
Lebenssituationen haben.

Dass unser Engagement nun vom Duisburger Bündnis für Ver-
einbarkeit ausgezeichnet wird, freut uns deshalb ganz besonders. 
Die Auszeichnung gehört dem gesamten Team, denn Vereinbar-
keit funktioniert nur dort, wo Vertrauen, gegenseitige Unterstüt-
zung und Offenheit tatsächlich gelebt werden.

Wir sehen diese Ehrung zugleich als Motivation, unseren Weg 
konsequent weiterzugehen und die Arbeitswelt in der Steuerbera-
tung aktiv modern mitzugestalten.«

Andrea Wagner
GHP Steuerberater & Wirtschaftsprüfer
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H A NDLUNGSBEDA R F  
FÜR MIT TELSTÄ NDISCHE 
UNTER NEHMEN

Mit Wirkung zum 1. Januar 2026 ist das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Energie- und Strom-
steuergesetzes in Kraft getreten. Die Änderun-
gen betreffen insbesondere Unternehmen mit 
eigener Energieerzeugung, Betreiber von Lade-
infrastruktur, industrielle Versorgungsmodelle 
sowie Energie- und Mineralölhändler. Für viele 
mittelständische Unternehmen entsteht daraus 
kurzfristiger Prüfungs- und Anpassungsbedarf.

Besonders relevant sind die Neuregelungen 
für dezentrale Eigenerzeugungsanlagen wie 
Photovoltaik-, KWK- oder Windkraftanlagen. Der 
Gesetzgeber hat den bisherigen Anlagenbegriff 
grundlegend geändert: Die bislang mögliche 
standortübergreifende »Anlagenverklamme-
rung« entfällt. Künftig erfolgt die steuerliche 
Betrachtung standort- und betreiberbezogen.

NEUE BEWERTUNG DER 
2-MW-GRENZE ERFORDERLICH

Viele Unternehmen haben ihre Stromsteuer-
befreiungen bislang auf Basis zusammenge-
fasster Anlagenstrukturen organisiert. Durch 
den neuen Anlagenbegriff müssen bestehende 
Konstellationen nun neu bewertet werden.

Insbesondere die wichtige 2-MW-Grenze 
gewinnt an Bedeutung, da zahlreiche Steuer-
befreiungen hiervon abhängen. Unternehmen 
sollten prüfen, ob bestehende stromsteuerliche 
Erlaubnisse weiterhin passen oder ob neue 
Erlaubnisse erforderlich werden sowie ob bis-
herige Befreiungen weiterhin wirksam genutzt 
werden können.

Die Generalzolldirektion hat hierfür eine 
Übergangsregelung vorgesehen: Wird bis spä-
testens 30. Juni 2026 ein vollständiger Antrag 
gestellt, kann eine erforderliche Erlaubnis rück-
wirkend zum 1. Januar 2026 erteilt werden. Für 
betroffene Unternehmen empfiehlt sich daher 
eine kurzfristige Bestandsaufnahme der vor-
handenen Energieerzeugungsanlagen und der 
bisherigen steuerlichen Strukturierung.

NEUE STEUERBEFREIUNG 
FÜR »QUARTIERSSTROM«

Eine weitere praxisrelevante Neuerung betrifft 
sogenannte Vor-Ort- oder Quartiersstrommo-
delle. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. b StromStG 
kann Strom künftig steuerfrei sein, wenn fol-
gende Voraussetzungen erfüllt sind:

–	 Stromerzeugung in Anlagen bis 2 MW,
–	 Einsatz nachweislich versteuerter Energie-

erzeugnisse,
–	 Entnahme am Ort der Erzeugung,
–	 keine Durchleitung durch das Netz der all-

gemeinen Versorgung.

Die Regelung dürfte insbesondere für Industrie-
parks, Gewerbequartiere, größere Immobilien-
standorte sowie Betreiber lokaler Versorgungs-
konzepte interessant sein.

Gleichzeitig wurden die Ausnahmen vom 
sogenannten »Versorgerstatus« erweitert. 
Damit erleichtert der Gesetzgeber bestimmte 
Vor-Ort-Versorgungsmodelle administrativ und 
steuerlich.

NEUE ANFORDERUNGEN FÜR BETREIBER 
VON LADEINFRASTRUKTUR

Auch Unternehmen mit Ladeinfrastruktur für 
Elektrofahrzeuge sollten die Gesetzesände-
rungen beachten und prüfen, ob bestehende 
Prozesse und Abrechnungsmodelle angepasst 
werden müssen. § 5a StromStG schafft erst-
mals klare Regelungen zur steuerlichen Zuord-
nung der Stromentnahme an Ladepunkten. 

Die Entnahme wird künftig grundsätzlich dem 
Betreiber des Ladepunkts zugerechnet. Dies 
gilt ausdrücklich auch im Zusammenhang mit 
verbundenen Speichersystemen. Zudem ent-
hält die Neuregelung Vorgaben für bidirektio-
nales Laden.

VERSCHÄRFTE MELDE- UND 
NACHWEISPFLICHTEN

Für Stromversorger und Erdgaslieferanten erge-
ben sich ab 2026 deutlich erweiterte Verfah-
rensanforderungen.

Die monatlichen Vorauszahlungen müssen 
künftig auf einer »drittprüfbaren Prognose« der 
voraussichtlichen Jahressteuerschuld basie-
ren. Zusätzlich ist zum 30. Juni eines Jahres 
eine Angemessenheitsprüfung durchzuführen.

Darüber hinaus gelten zusätzliche Anfor-
derungen an Rechnungen und Buchführung. 
Rechnungen an Letztverbraucher müssen die 
tatsächlich entstandene Stromsteuer aus-
weisen und buchführungspflichtige Versorger 
müssen Stromsteuerkonten im Hauptbuch füh-
ren. Unternehmen sollten daher frühzeitig prü-
fen, ob ihre ERP-, Buchhaltungs- und Abrech-
nungssysteme die neuen Anforderungen 
bereits abbilden können.

ÄNDERUNGEN BEI STEUERENTLASTUNGEN 
FÜR ENERGIEERZEUGNISSE

Auch bei der Energiesteuer wurden die Entlas-
tungsregelungen neu strukturiert. Die Entlas-
tung für zur Stromerzeugung eingesetzte Ener-
gieerzeugnisse wird ab dem Antragsjahr 2026 
grundsätzlich in § 53 EnergieStG gebündelt.

Wichtig ist dabei die Übergangsregelung: 
Für das Antragsjahr 2025 gelten weiterhin die 
bisherigen Antragsschienen, insbesondere 
nach § 53a EnergieStG. Die Antragsfrist endet 
hier am 31. Dezember 2026. Unternehmen mit 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen-Anlagen oder 
eigener Stromerzeugung sollten die korrekte 
Zuordnung der Anträge frühzeitig prüfen, um 
Frist- und Anwendungsfehler zu vermeiden.

GHPublic-Ausgabe 02|202610
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S t e u e r l i c h  a t t r a k t i v  f ü r  A r b e i t g e b e r  u n d  B e s c h ä f t i g t e

ER HOLUNGSBEIHILFEN  
IN DER UR L AUBSZEIT

Grundsätzlich zählen Erholungsbeihilfen 
zum steuer- und sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitslohn. Allerdings sieht § 40 Abs. 2 
Nr. 3 EStG eine attraktive Sonderregelung vor: 
Der Arbeitgeber kann die Leistungen pauschal 
mit 25  Prozent versteuern. Zusätzlich fallen 
Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kir-
chensteuer an.

Die Pauschalbesteuerung ist jedoch nur bis 
zu bestimmten Freigrenzen möglich. Pro Kalen-
derjahr gelten folgende Höchstbeträge:

–	 156 Euro für die beschäftigte Person,
–	 104 Euro für Ehe- oder eingetragene Lebens-

partner sowie
–	 52 Euro je Kind.

Wichtig: Es handelt sich um Freigrenzen und 
nicht um Freibeträge. Wird auch nur ein Euro 
überschritten, entfällt die Pauschalbesteuerung 
vollständig; die Erholungsbeihilfe ist dann regu-
lär individuell zu versteuern und sozialversiche-
rungspflichtig. Ein wesentlicher Vorteil der Pau-
schalbesteuerung besteht darin, dass pauschal 
versteuerte Erholungsbeihilfen sozialversiche-
rungsfrei bleiben. Dadurch profitieren sowohl 
Arbeitgeber als auch Beschäftigte von geringe-
ren Abgaben. In der Praxis übernimmt häufig 
der Arbeitgeber die pauschale Steuer, sodass 
die Leistung faktisch »brutto für netto« beim 
Arbeitnehmer ankommt. Voraussetzung für die 
steuerliche Begünstigung ist, dass die Leistung 
tatsächlich Erholungszwecken dient. Nach der 
Verwaltungsauffassung genügt es regelmä-
ßig, wenn die Zahlung in zeitlichem Zusam-
menhang mit einem Urlaub erfolgt. Nicht zu 
verwechseln ist die Erholungsbeihilfe mit dem 
klassischen Urlaubsgeld: Während Urlaubsgeld 
stets voll steuer- und sozialversicherungspflich-
tig ist, kann die Erholungsbeihilfe innerhalb der 
gesetzlichen Grenzen deutlich günstiger gestal-
tet werden.

Mit Beginn der Urlaubszeit nutzen viele Arbeit-
geber die Möglichkeit, ihren Beschäftigten 
sogenannte Erholungsbeihilfen zu gewähren. 
Dabei handelt es sich um freiwillige Zuschüsse 
zu Erholungsmaßnahmen – etwa in Form eines 
Barzuschusses oder als Sachleistung, bei-
spielsweise durch vergünstigte Hotelaufent-
halte oder Ferienwohnungen.
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C o - W o r k i n g - S p a c e s  i n  g e m i e t e t e n  R ä u m l i c h k e i t e n

STEUER LICHE FA LLSTR ICK E 
FÜR BETR EIBER UND NU TZER

VERTRAGSGESTALTUNG ENTSCHEIDET 
ÜBER DIE STEUERLICHE EINORDNUNG

Die zentrale steuerliche Frage lautet: Handelt 
es sich bei der Überlassung eines Arbeitsplat-
zes um eine steuerfreie Vermietungsleistung 
nach § 4 Nr. 12 UStG oder um eine steuerpflich-
tige sonstige Leistung? Die Antwort hängt maß-
geblich von der konkreten Vertragsgestaltung 
ab. Während die klassische Vermietung abge-
schlossener Büroräume regelmäßig als steuer-
freie Grundstücksvermietung eingeordnet 
werden kann, gilt dies bei typischen Co-Wor-
king-Modellen häufig gerade nicht.

Problematisch sind insbesondere Modelle 
mit:

–	 flexibler Arbeitsplatzwahl (»Hot Desking«),
–	 kurzfristiger Nutzungsdauer,
–	 umfangreichen Serviceleistungen,
–	 Community- und Netzwerkangeboten,

–	 Getränke-, Druck- oder Konferenzraum-Flat-
rates,

–	 Post- und Empfangsservices.

Je stärker die Dienstleistungs- und Servicekom-
ponenten in den Vordergrund treten, desto eher 
liegt ein sogenannter typengemischter Vertrag 
oder sogar ein »Vertrag besonderer Art« vor. 
In diesen Fällen scheidet die Umsatzsteuerbe-
freiung regelmäßig aus.

UMSATZSTEUER: 19 % STATT 
STEUERFREIER VERMIETUNG

Für Betreiber ist die umsatzsteuerliche Einord-
nung wirtschaftlich besonders relevant. Die 
Vermietung von Grundstücken ist grundsätzlich 
steuerfrei. Allerdings setzt dies voraus, dass 
dem Nutzer ein bestimmter Raum oder Raum-
teil für eine gewisse Dauer zur eigenständigen 
Nutzung überlassen wird.

Flexible Arbeitsplatzmodelle gehören inzwi-
schen zum festen Bestandteil moderner 
Arbeitsorganisation. Gerade Start-ups, Freibe-
rufler und hybride Teams nutzen zunehmend 
Co-Working-Spaces, um Büroflächen bedarfs-
gerecht und kosteneffizient einzusetzen. 
Steuerlich und rechtlich ist das Modell kom-
plex  – insbesondere dann, wenn der Betrei-
ber die Räume selbst lediglich angemietet 
hat. Neben mietrechtlichen Fragen stehen vor 
allem umsatzsteuerliche Risiken sowie gewer-
besteuerliche Folgen im Fokus. Hinzu kommen 
berufsrechtliche Unsicherheiten für beratende 
Berufe wie Rechtsanwälte.
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Bei klassischen Flex-Desk-Modellen fehlt es 
häufig gerade an dieser exklusiven Nutzungs-
überlassung. Die Finanzverwaltung und Litera-
tur tendieren daher zunehmend dazu, Co-Wor-
king-Leistungen insgesamt als steuerpflichtige 
sonstige Leistungen einzuordnen.

Die Folge:

–	 Regelbesteuerung mit 19 % Umsatzsteuer,
–	 voller Vorsteuerabzug für den Betreiber,
–	 aber auch erhöhte Anforderungen an Rech-

nungsstellung und Leistungsabgrenzung.

Besonders kritisch wird es, wenn der Betrei-
ber selbst nur Mieter der Immobilie ist und der 
Eigentümer zur Umsatzsteuer optiert hat. In 
solchen Fällen verlangen Mietverträge häufig, 
dass auch die »Untervermietung« bzw. Wei-
tergabe der Flächen umsatzsteuerpflichtig 
erfolgt.

Fehlerhafte Vertragskonstruktionen kön-
nen hier schnell zu Vorsteuerkorrekturen oder 
unerwarteten Umsatzsteuernachforderungen 
führen.

ABGRENZUNG VON HAUPT- UND 
NEBENLEISTUNGEN

In der Praxis stellt sich regelmäßig die Frage, 
ob Zusatzleistungen lediglich unselbststän-
dige Nebenleistungen zur Vermietung darstel-
len oder eigenständige steuerpflichtige Leis-
tungen sind.

Unproblematisch sind typischerweise:

–	 Reinigung,
–	 Heizung,
–	 Strom,
–	 Wasser,
–	 allgemeine Infrastrukturleistungen.

Diese können weiterhin Teil einer steuerfreien 
Vermietungsleistung sein. Anders sieht es bei 
gesondert angebotenen Dienstleistungen aus, 
etwa:

–	 Catering,
–	 Veranstaltungsleistungen,
–	 Sekretariatsservices,
–	 IT-Support,
–	 Networking-Events.

Hier kann eine eigenständige steuerpflichtige 
Leistung vorliegen.

Für Betreiber empfiehlt sich daher eine klare 
vertragliche und abrechnungstechnische Tren-
nung einzelner Leistungsbestandteile.

GEWERBESTEUERLICHE AUSWIRKUNGEN 
FÜR BETREIBER

Steuerlich häufig unterschätzt wird die ertrag-
steuerliche Einordnung der Betreiberseite. Nach 
überwiegender Auffassung überschreitet der 
Betrieb eines Co-Working-Spaces regelmäßig 
die Grenze der privaten Vermögensverwaltung.

Die Folge:

–	 Einkünfte aus Gewerbebetrieb statt Vermie-
tung und Verpachtung,

–	 Gewerbesteuerpflicht,
–	 Pflichtmitgliedschaft in IHK oder vergleich-

baren Kammern.

Gerade kleinere Anbieter, die ihre Tätigkeit 
zunächst als bloße Untervermietung ansehen, 
laufen Gefahr, die gewerbliche Einordnung zu 
unterschätzen.

BERUFSRECHTLICHE RISIKEN  
FÜR KANZLEIEN

Besondere Aufmerksamkeit verdient die aktu-
elle berufsrechtliche Entwicklung. Der Bun-

desgerichtshof hat entschieden, dass Rechts-
anwälte ihren Kanzleisitz nicht in einem 
Co-Working-Space unterhalten dürfen (BGH, 
Urteil vom 1.12.2025  – AnwZ [Brfg] 50/24). 
Hintergrund sind insbesondere Anforderungen 
an Vertraulichkeit, Verschwiegenheit und orga-
nisatorische Unabhängigkeit. Gerade offene 
Raumkonzepte bergen zudem praktische Risi-
ken für Berufsgeheimnisträger und Unterneh-
men mit sensiblen Mandanten- oder Kunden-
daten.

FAZIT

Co-Working-Spaces sind wirtschaftlich attrak-
tiv, steuerlich jedoch anspruchsvoll. Die ent-
scheidende Weichenstellung erfolgt bereits 
bei der Vertragsgestaltung. Insbesondere die 
Abgrenzung zwischen steuerfreier Vermie-
tung und steuerpflichtiger Dienstleistung hat 
erhebliche Auswirkungen auf Umsatzsteuer, 
Vorsteuerabzug und Gewerbesteuer.

Betreiber sollten ihre Modelle daher früh-
zeitig steuerlich prüfen lassen – insbesondere 
dann, wenn die Räume selbst nur angemietet 
werden oder umfangreiche Serviceleistungen 
angeboten werden.
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Seit dem 1. Januar 2026 gelten bei verspäteten 
Beitragsnachweisen strengere Vorgaben für 
Arbeitgeber. Gesetzliche Krankenkassen sind 
nun verpflichtet, Säumniszuschläge auch dann 
zu erheben, wenn Unternehmen am SEPA-Last-
schriftverfahren teilnehmen und die Sozialver-
sicherungsbeiträge grundsätzlich automatisch 
eingezogen werden. Entscheidend ist allein, ob 
der Beitragsnachweis fristgerecht übermittelt 
wurde. Gerade für mittelständische Unterneh-
men bedeutet dies: Fristen in der Entgeltabrech-
nung müssen noch genauer überwacht werden, 
um unnötige Zusatzkosten zu vermeiden.

WAS HAT SICH GEÄNDERT?

Arbeitgeber müssen die monatlichen Beitrags-
nachweise für die Sozialversicherung spätes-
tens am fünftletzten Bankarbeitstag eines 
Monats an die zuständige Krankenkasse über-
mitteln. Auf Basis dieser Meldung werden die 
Beiträge eingezogen. Geht der Beitragsnach-
weis verspätet ein, schätzt die Krankenkasse 
zunächst die voraussichtliche Beitragshöhe 

und zieht diesen Betrag ein. Wird später ein 
höherer tatsächlicher Beitrag gemeldet, ent-
steht eine Nachforderung. Genau auf diesen 
Differenzbetrag müssen die Krankenkassen 
seit 2026 zwingend Säumniszuschläge berech-
nen. Neu ist insbesondere, dass auch Unterneh-
men mit bestehendem SEPA-Lastschriftman-
dat betroffen sind. Bislang wurde in solchen 
Fällen häufig kein Säumniszuschlag erhoben. 
Dieser Ermessensspielraum entfällt nun.

PRAXISBEISPIEL

Liegt zum Fälligkeitstermin kein Beitragsnach-
weis vor, schätzt die Krankenkasse den Beitrag 
beispielsweise auf 1.000 Euro und zieht diesen 
Betrag fristgerecht ein. Der Arbeitgeber reicht 
den Beitragsnachweis einige Tage später ein. 
Daraus ergibt sich ein tatsächlicher Beitrag von 
1.300 Euro. Die Differenz beträgt somit 300 Euro.

Wird dieser Differenzbetrag innerhalb 
eines angefangenen Monats ausgeglichen, 
fällt ein Säumniszuschlag von 1  Prozent an: 
1 % × 300 Euro = 3. Auch wenn der Betrag auf 

den ersten Blick gering erscheint, können sich 
bei höheren Lohnsummen oder wiederholten 
Fristversäumnissen spürbare Zusatzkosten 
ergeben.

WELCHE FRISTEN GELTEN?

Der Beitragsnachweis muss spätestens zu 
Beginn des fünftletzten Bankarbeitstags des 
laufenden Monats bei der Krankenkasse vor-
liegen. Dabei gelten Wochenenden, Feiertage, 
Heiligabend und Silvester nicht als Bankarbeits-
tage. In der Praxis empfiehlt sich jedoch ein 
deutlicher zeitlicher Puffer. Technische Prob-
leme, verspätete Freigaben oder kurzfristige 
Änderungen in der Entgeltabrechnung können 
schnell dazu führen, dass die Übermittlung ver-
spätet erfolgt.

Um zusätzliche Kosten und unnötigen Ver-
waltungsaufwand zu vermeiden, sollten Unter-
nehmen ihre Prozesse rund um die Entgeltab-
rechnung überprüfen und Fristen konsequent 
einhalten. Empfehlenswert sind insbesondere 
folgende Maßnahmen:

–	 Beitragsnachweise frühzeitig vor dem fünft-
letzten Bankarbeitstag übermitteln

–	 feste interne Freigabe- und Kontrollprozesse 
etablieren

–	 Fristenkalender für Sozialversicherungsbei-
träge nutzen

–	 ausreichende personelle Vertretungen in 
Urlaubs- und Krankheitszeiten sicherstellen

–	 automatische Erinnerungs- und Workflow-
funktionen in der Lohnsoftware verwenden

Gerade mittelständische Unternehmen profitie-
ren von klar definierten Prozessen in der Per-
sonal- und Entgeltabrechnung. Denn bereits 
kleine organisatorische Verzögerungen können 
seit 2026 unmittelbare finanzielle Folgen haben.

S ä u m n i s z u s c h l ä g e  b e i  K r a n k e n k a s s e n

FR ISTEN JETZT NOCH W ICHTIGER
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A u f h e b u n g  d e r  R e n t e n v e r s i c h e r u n g s b e f r e i u n g  b e i  M i n i j o b b e r n  a b  2 0 2 6

DA S MÜSSEN A R BEITGEBER  
JETZT W ISSEN

Ab dem 1. Juli 2026 tritt eine wichtige Neue-
rung für Minijobs in Kraft: Beschäftigte, die sich 
bislang von der Rentenversicherungspflicht 
haben befreien lassen, können diese Entschei-
dung künftig einmalig rückgängig machen. Für 
Arbeitgeber bedeutet das neue Meldepflichten, 
zusätzliche Dokumentation und Beratungsbe-
darf im Personalbereich. Die Änderung betrifft 
Millionen Minijobber in Deutschland und dürfte 
insbesondere für Beschäftigte interessant sein, 
die ihre Rentenansprüche verbessern oder War-
tezeiten für bestimmte Rentenarten erfüllen 
möchten.

Grundsätzlich sind Minijobber renten-
versicherungspflichtig. Arbeitgeber zahlen 
pauschale Beiträge zur Rentenversicherung, 
während Beschäftigte einen vergleichsweise 
kleinen Eigenanteil übernehmen. Viele Mini-
jobber entschieden sich bislang jedoch für 
eine Befreiung von der Rentenversicherungs-
pflicht, um den Eigenanteil einzusparen. Diese 
Befreiung galt bisher dauerhaft für die gesamte 
Dauer des Minijobs und konnte nicht widerru-
fen werden.

NEUE REGELUNG AB JULI 2026

Künftig können Minijobber ihre frühere 
Befreiung einmalig aufheben lassen. Damit 
werden sie wieder voll rentenversicherungs-
pflichtig und erwerben erneut vollständige 
Ansprüche in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung.

Dazu zählen unter anderem:

–	 Anrechnung von Beitragszeiten
–	 Erwerb von Rentenansprüchen
–	 Zugang zu Rehabilitationsleistungen
–	 Absicherung bei Erwerbsminderung
–	 Erfüllung von Wartezeiten für verschiedene 

Rentenarten

Die Rückkehr in die Rentenversicherung erfolgt 
nicht automatisch. Minijobber müssen einen 
schriftlichen oder elektronischen Antrag bei 
ihrem Arbeitgeber stellen.

Für Arbeitgeber ergeben sich daraus meh-
rere Pflichten:

1. Antrag dokumentieren: Der Eingang des 
Antrags muss mit Datum dokumentiert und zu 
den Entgeltunterlagen genommen werden.

2. Meldung an die Minijob-Zentrale: Im 
gewerblichen Bereich erfolgt anschließend eine 
sozialversicherungsrechtliche Ummeldung:

–	 Abmeldung mit Meldegrund 32
–	 erneute Anmeldung mit Meldegrund 12
–	 Wechsel der Beitragsgruppe in der Renten-

versicherung von »5« auf »1«

3. Beitragsabrechnung anpassen: Ab Wirksam-
keit der Änderung müssen die Arbeitnehmer-
anteile zur Rentenversicherung wieder korrekt 
berechnet und abgeführt werden.

Im gewerblichen Minijob wird die Aufhe-
bung der Befreiung ab dem Monat wirksam, 
der auf die Antragstellung folgt.

Wichtig: Die Entscheidung kann nicht rück-
wirkend erfolgen und später auch nicht erneut 
widerrufen werden. Die Aufhebung ist nur ein-
mal möglich.

Wer mehrere Minijobs gleichzeitig ausübt, 
muss beachten: Die Aufhebung der Befreiung 
gilt automatisch für alle bestehenden und 
zukünftigen Minijobs mit Verdienstgrenze.

Arbeitgeber sollten deshalb im Gespräch 
mit Beschäftigten darauf hinweisen, dass die 
Entscheidung nicht nur für das eigene Unter-
nehmen Auswirkungen haben kann.
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BÜRGSCH A FT BEI BÜRGSCH A FT BEI 
GMBH-INSOLV ENZGMBH-INSOLV ENZ 
DER DOPPELT  
IN A NSPRUCH 
GENOMMENE BÜRGE:  
H A FTUNGSRISIK EN 
FÜR GESELLSCH A FTER 
IM ÜBERBLICK

Persönliche Bürgschaften bei Bankdarle-
hen sind nach wie vor weit verbreitet. Sie 
treten regelmäßig neben weitere Sicher-
heiten der Gesellschaft, wodurch Doppel- 
oder Mehrfachbesicherungen entstehen. 
Im Insolvenzfall, also einer Bürgschaft bei 
GmbH-Insolvenz, führt diese Struktur zu 

einer besonderen Gefährdung des bürgen-
den Gesellschafters.

Dieser Beitrag beleuchtet die erheblichen 
haftungsrechtlichen Risiken für Gesellschafter 
mittelständischer GmbHs, die sich im Rahmen 
der Unternehmensfinanzierung persönlich ver-
bürgen.
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TYPISCHE AUSGANGSSITUATION 
IM MITTELSTAND: GESELLSCHAFTER 
ZWISCHEN CHANCEN UND 
HAFTUNGSRISIKEN

Über 99 Prozent aller Unternehmen in Deutsch-
land sind kleinere und mittlere Unternehmen 
(KMU), die umgangssprachlich oft mit dem 
Mittelstand gleichgesetzt werden. Ein großer 
Teil davon ist wiederum in der Rechtsform 
einer GmbH organisiert. Gerade in kleineren 
und mittleren GmbHs gibt es häufig nur eine 
überschaubare Anzahl an Gesellschaftern, die 
mitunter auch gleichzeitig als Geschäftsführer 
tätig sind.

Mit der Gesellschafterstellung sind jedoch 
nicht nur unternehmerische Chancen, sondern 
auch verschiedene Risiken verbunden. Das 
zeigt sich besonders deutlich im Insolvenzfall. 
Sei es durch Insolvenzanfechtungen gemäß 
§ 129 ff. InsO oder die Nachrangigkeit eigener 
Forderungen gegen die Gesellschaft gemäß 
§ 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO.

DOPPEL- UND MEHRFACHBESICHERUNG 
VON DARLEHEN

Benötigt eine GmbH zusätzliche finanzielle Mit-
tel, führt der Weg meist zur Hausbank. Die Kre-
ditvergabe ist dabei regelmäßig an Sicherhei-
ten geknüpft, zum Beispiel:

–	 Globalzession an den Forderungen der 
Gesellschaft

–	 Sicherungsübereignung von Anlagevermö-
gen der Gesellschaft, zum Beispiel Maschi-
nen, oder auch in Form einer Raumsiche-
rungsübereignung

–	 Grundschulden an Immobilien im Eigentum 
der Gesellschaft, der Geschäftsführer und/
oder der Gesellschafter

–	 persönliche Bürgschaften der Geschäfts-
führer und/oder der Gesellschafter

So entstehen über Jahre häufig Doppel- oder 
Mehrfachbesicherungen, das heißt, die Haus-
bank sichert ihre Forderungen sowohl durch 
Sicherheiten des Unternehmens als auch durch 
Sicherheiten der Gesellschafter ab.

Vielen Gesellschaftern ist dabei bewusst, 
dass eine persönliche Bürgschaft ein 
erhebliches Risiko darstellt. Dennoch über-
deckt der Glaube an die Leistungsfähigkeit des 
Unternehmens oft die juristische Empfehlung: 
»Bürgen Sie nie!«.

Kommt es zu einer Unternehmenskrise, die 
in einem Insolvenzantrag mündet, kündigt die 
Gläubigerbank in der Regel alle Kredite und 
stellt diese sofort zur Rückzahlung fällig. Da 
das insolvente Unternehmen nicht mehr zahlen 
darf, wird der bürgende Gesellschafter unmit-
telbar in Anspruch genommen. Oft in einer 
Höhe, die weit über seiner finanziellen Leis-
tungsfähigkeit liegt.

§ 44a InsO: VORRANGIGE 
INANSPRUCHNAHME DES BÜRGEN

Dem bürgenden Gesellschafter ist dabei häu-
fig eines nicht bewusst: Seine Gesellschafter-
stellung führt im Insolvenzfall dazu, dass er im 
Vergleich zu den weiteren Sicherheiten, die das 
Vermögen der Gesellschaft betreffen, gemäß 
§ 44a InsO vorrangig aus der persönlichen 
Bürgschaft in Anspruch genommen werden 
muss.

Vereinfacht gesagt verpflichtet diese Rege-
lung also die Gläubigerbanken zunächst den 
bürgenden Gesellschafter in Anspruch zu neh-
men, bevor sie Befriedigung aus der Insolvenz-
masse fordern dürfen. Der Gesellschafter wird 
damit vorrangig und häufig in existenzbedro-
hender Höhe in Haftung genommen, obwohl 

zugleich umfangreiche Gesellschaftssicher-
heiten bestehen.

EIN HÄUFIG ÜBERSEHENES RISIKO 
INSOLVENZANFECHTUNG VON 
ZAHLUNGEN NACH INSOLVENZANTRAG
STELLUNG UND ERÖFFNUNG DES 
INSOLVENZVERFAHRENS

Viele Gesellschafter wissen nicht, dass sie im 
Insolvenzfall nicht nur von der Gläubigerbank, 
sondern auch vom Insolvenzverwalter aus den 
von ihnen gestellten Sicherheiten in Anspruch 
genommen werden können.

Insbesondere ist ihnen dabei nicht bewusst, 
dass für die Frage, ob durch den Insolvenzver-
walter Insolvenzanfechtungsansprüche gemäß 

§ 135 ABS. 1 UND 2 INSO – GESELLSCHAFTERDARLEHEN

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die für die Forderung eines Gesellschafters auf Rück-
gewähr eines Darlehens im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 5 oder für eine gleichgestellte Forderung

–	 Sicherung gewährt hat, wenn die Handlung in den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag vorgenommen worden ist, 
oder

–	 Befriedigung gewährt hat, wenn die Handlung im letzten Jahr vor dem Eröffnungsantrag 
oder nach diesem Antrag vorgenommen worden ist.

(2) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, mit der eine Gesellschaft einem Dritten für eine For-
derung auf Rückgewähr eines Darlehens innerhalb der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Fristen 
Befriedigung gewährt hat, wenn ein Gesellschafter für die Forderung eine Sicherheit bestellt 
hatte oder als Bürge haftete; dies gilt sinngemäß für Leistungen auf Forderungen, die einem 
Darlehen wirtschaftlich entsprechen.

[…]

§ 143 ABS. 3 INSO – RECHTSFOLGEN

[…]
(3) Im Fall der Anfechtung nach § 135 Abs. 2 hat der Gesellschafter, der die Sicherheit 

bestellt hatte oder als Bürge haftete, die dem Dritten gewährte Leistung zur Insolvenzmasse 
zu erstatten. Die Verpflichtung besteht nur bis zur Höhe des Betrags, mit dem der Gesellschaf-
ter als Bürge haftete oder der dem Wert der von ihm bestellten Sicherheit im Zeitpunkt der 
Rückgewähr des Darlehens oder der Leistung auf die gleichgestellte Forderung entspricht. Der 
Gesellschafter wird von der Verpflichtung frei, wenn er die Gegenstände, die dem Gläubiger als 
Sicherheit gedient hatten, der Insolvenzmasse zur Verfügung stellt.

§ 44a InsO – GESICHERTE DARLEHEN

In dem Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen einer Gesellschaft kann ein Gläu-
biger nach Maßgabe des § 39 Abs. 1 Nr. 5 
für eine Forderung auf Rückgewähr eines 
Darlehens oder für eine gleichgestellte 
Forderung, für die ein Gesellschafter eine 
Sicherheit bestellt oder für die er sich ver-
bürgt hat, nur anteilsmäßige Befriedigung 
aus der Insolvenzmasse verlangen, soweit 
er bei der Inanspruchnahme der Sicherheit 
oder des Bürgen ausgefallen ist.
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§§ 129 ff. InsO gegenüber dem Gesellschaf-
ter geltend gemacht werden können, nicht 
nur Handlungen vor Insolvenzantragstellung, 
sondern auch Handlungen nach Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens von Bedeutung sein 
können. Erschwerend kommt hinzu, dass der 
Gesellschafter auf Letzteres keinen Einfluss 
nehmen kann.

BÜRGSCHAFT BEI GMBH-INSOLVENZ: 
MASSGEBLICHE VORSCHRIFTEN ZUR 
HAFTUNG DES BÜRGENDEN GESELL-
SCHAFTERS IM INSOLVENZVERFAHREN

Demnach sind Rückzahlungen auf Gesellschaf-
terdarlehen oder durch Gesellschafter besi-
cherte Kredite anfechtbar, und zwar im letzten 
Jahr vor Insolvenzantragstellung sowie nach 
Antragstellung.

§ 129 Abs.  1 InsO regelt zwar, dass nur 
Rechtshandlungen vor Verfahrenseröffnung 
anfechtbar sind. Der Bundesgerichtshof hat 
darin jedoch eine Regelungslücke gesehen und 
diese durch die entsprechende Anwendung von 
§ 143 Abs. 3 InsO geschlossen (BGH, Urteil vom 
01.12.2011 – IX ZR 11/11). Somit werden auch 
Handlungen – meist Zahlungen – nach Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens erfasst.

PRAXISFOLGEN:  
WANN GESELLSCHAFTER DOPPELT 
IN ANSPRUCH GENOMMEN WERDEN

Typischerweise wird die Gläubigerbank nach 
Einleitung eines Insolvenzverfahrens auf den 
(vorläufigen) Insolvenzverwalter zugehen. Sie 
wird auf die ihr am Vermögen des insolventen 
Unternehmens zustehenden Sicherheiten ver-
weisen. Erfolgt durch die Verwertung dieser 
Gesellschaftssicherheit eine zumindest teil-
weise Befriedigung der Bank, hat dies unmittel-
bare Auswirkungen auf den bürgenden Gesell-
schafter.

Wird nach Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens eine Sicherheit verwertet, beispielsweise 
eine sicherungsübereignete Maschine oder 
eine Grundschuld, reduziert sich in der Regel 
auch die Bürgschaftsverpflichtung des Bür-
gen. Die Rechtsprechung wertet dies als eine 
Gläubigerbenachteiligung. Denn die Insolvenz-
masse wird hierdurch zugunsten des Bürgen 
und zu Lasten der Gläubiger verkürzt (BGH, 
01.12.2011 – IX ZR 11/11). Der Bürge muss das 
»Erlangte« gemäß § 143 Abs.  3 InsO an die 
Insolvenzmasse herausgeben. Das heißt er 
muss den Betrag, der durch die Verwertung der 

KONTAKT
BBR Buchalik Brömmekamp 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Christian Pfaff
Rechtsanwalt
Tel. +49 30 81452196-0
Mobil +49 174 7885210
pfaff@bbr-law.de

Gesellschaftssicherheit an die Gläubigerbank 
geflossen ist, an die Insolvenzmasse erstat-
ten. Und das, obwohl er selbst keine Handlung 
vorgenommen hat und ihm auch kein Geld 
zugeflossen ist. Dieser Haftungsanspruch ist 
jedoch gegebenenfalls durch einen im Rah-
men der Bürgschaft vereinbarten Höchstbe-
trag begrenzt.

Die beschriebene Folge droht übrigens auch 
bei anderen Sicherheiten, die der Gesellschaf-
ter aus seinem persönlichen Vermögen gestellt 
hat, z. B. im Falle einer Grundschuld an einer 
Gesellschafterimmobilie.

Der bürgende Gesellschafter hat keinen Ein-
fluss auf seine Zahlungspflicht. Denn allein die 
Verwertung der Gesellschaftssicherheit durch 
den Insolvenzverwalter oder die Gläubiger-
bank lässt die Bürgschaft »frei« werden und 
löst damit den Anfechtungstatbestand aus. Es 
genügt, dass die Gesellschaftssicherheit ver-
wertet und dadurch die Haftung des Gesell-
schafters reduziert wird. Eine Mitwirkung oder 
Zustimmung des bürgenden Gesellschafters ist 
nicht erforderlich.

Damit droht dem Gesellschafter eine dop-
pelte Inanspruchnahme:

–	 durch die Gläubigerbank aus der Bürgschaft 
und

–	 durch den Insolvenzverwalter über die Insol-
venzanfechtung.

FAZIT: BÜRGSCHAFTEN BEI  
GMBH-INSOLVENZ PRÜFEN UND  
RISIKEN FRÜHZEITIG STEUERN

Bei Verhandlungen mit der Gläubigerbank 
müssen Gesellschafter stets bedenken, dass 
aus der Bürgschaft nicht nur Forderungen der 
Gläubigerbank, sondern unter Umständen auch 
Forderungen des Insolvenzverwalters abgelei-
tet werden können.

Eine frühzeitige rechtliche Beratung und ein 
klares Bewusstsein für diese Doppelbelastung 
sind entscheidend, um spätere Überraschun-
gen zu vermeiden.

Gerade in Finanzierungsverhandlungen 
und in Krisensituationen empfiehlt es sich, 
bestehende Sicherheiten frühzeitig zu über-
prüfen und mögliche Haftungsrisiken transpa-
rent zu machen. Sprechen Sie uns an, wenn Sie 
Bürgschaften rechtlich bewerten oder Finanzie-
rungskonzepte krisenfest ausgestalten möch-
ten  – je früher, desto größer sind die Hand-
lungsspielräume.
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D i e n s t w a g e n  b l e i b e n  a t t r a k t i v   –  s t e u e r l i c h  a b e r  a n s p r u c h s v o l l

NEUES BMF-SCHR EIBEN SCH A FFT 
MEHR K L A R HEIT BEI DER 
UMSATZSTEUER

Nach Auffassung des BMF kann eine ent-
geltliche Fahrzeugüberlassung auch dann vor-
liegen, wenn sich die Privatnutzung aus einer 
betrieblichen Übung oder aus einer dauer-
haft praktizierten Handhabung ergibt. Selbst 
mündliche Abreden können somit ausreichen, 
um einen umsatzsteuerpflichtigen Leistungs-
austausch anzunehmen.

Für viele Unternehmen dürfte genau dieser 
Punkt besondere Aufmerksamkeit erfordern. 
Denn in der Praxis existieren häufig langjährig 
gelebte Dienstwagenregelungen, die nie sauber 
dokumentiert wurden.

UNENTGELTLICHE ÜBERLASSUNG 
BLEIBT DIE AUSNAHME

Zwar erkennt das BMF weiterhin an, dass es in 
Einzelfällen auch eine unentgeltliche Fahrzeug-
überlassung geben kann. Die Hürden hierfür lie-
gen allerdings hoch.

Nur wenn keinerlei Entgeltkomponente 
erkennbar ist und die Fahrzeugüberlassung 
nicht im Zusammenhang mit der Arbeitsleis-
tung steht, kommt statt eines steuerpflichti-
gen Leistungsaustauschs lediglich eine soge-
nannte unentgeltliche Wertabgabe in Betracht.

Für die meisten mittelständischen Unter-
nehmen dürfte dies jedoch eher ein Ausnah-
mefall bleiben.

VORSICHT BEI MITARBEITERN 
IM AUSLAND

Besonders relevant wird das neue Schreiben für 
Unternehmen mit internationalen Mitarbeitern, 
Grenzpendlern oder Homeoffice-Tätigkeiten im 
Ausland.

Die Finanzverwaltung stuft die private 
Dienstwagennutzung regelmäßig als langfris-
tige Vermietung eines Beförderungsmittels ein. 
Der umsatzsteuerliche Leistungsort richtet sich 

Der Dienstwagen bleibt im Mittelstand ein zen-
traler Baustein moderner Vergütungssysteme. 
Gerade im Wettbewerb um qualifizierte Fach-
kräfte gehört die private Nutzung eines Fir-
menwagens vielerorts selbstverständlich zum 
Gesamtpaket. Doch während lohnsteuerliche 
Fragen rund um den Dienstwagen seit Jahren 
etabliert sind, sorgte die umsatzsteuerliche 
Behandlung zuletzt immer wieder für Unsicher-
heit.

Mit seinem neuen Schreiben vom 3. März 
2026 schafft das Bundesfinanzministerium 
(BMF) nun deutlich mehr Klarheit. Die Finanz-
verwaltung übernimmt dabei die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs (BFH) und 
präzisiert ihre Sichtweise zur privaten Fahr-
zeugüberlassung an Arbeitnehmer.

PRIVATNUTZUNG IST IN DER REGEL 
UMSATZSTEUERPFLICHTIG

Kern der neuen Verwaltungsauffassung ist die 
Aussage, dass die private Nutzung eines Fir-
menwagens regelmäßig als entgeltliche Leis-
tung anzusehen ist. Umsatzsteuerlich liegt 
nach Auffassung des BMF grundsätzlich ein 
sogenannter »tauschähnlicher Umsatz« vor: 
Der Arbeitgeber überlässt dem Arbeitneh-
mer das Fahrzeug zur privaten Nutzung – der 
Arbeitnehmer erbringt im Gegenzug zumindest 
anteilig seine Arbeitsleistung.

Entscheidend ist dabei der unmittelbare 
Zusammenhang zwischen Arbeitsverhältnis 
und Fahrzeugüberlassung. Dieser Zusammen-
hang liegt insbesondere dann vor, wenn die Pri-
vatnutzung arbeitsvertraglich vereinbart wurde 
und der Mitarbeiter den Wagen tatsächlich pri-
vat nutzen darf.

Damit bestätigt das BMF die Linie des Bun-
desfinanzhofs, der bereits 2022 entschieden 
hatte, dass die Möglichkeit zur privaten Nut-
zung eines Dienstwagens aus wirtschaftlicher 
Sicht regelmäßig Teil der Vergütung ist und 
damit Entgeltcharakter besitzt.

AUCH MÜNDLICHE REGELUNGEN 
KÖNNEN AUSREICHEN

Besonders praxisrelevant ist eine weitere Klar-
stellung der Finanzverwaltung: Künftig kommt 
es nicht zwingend auf eine ausdrückliche 
schriftliche Vereinbarung im Arbeitsvertrag 
an.
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deshalb grundsätzlich nach dem Wohnsitz des 
Arbeitnehmers.

Die Folge: Wohnt ein Mitarbeiter im Ausland, 
kann dort eine Umsatzsteuerpflicht entstehen. 
Unter Umständen müssen sich Unternehmen 
sogar im jeweiligen Staat umsatzsteuerlich 
registrieren lassen.

Gerade für mittelständische Unternehmen 
mit grenzüberschreitenden Arbeitsverhältnis-
sen kann dies zusätzlichen organisatorischen 
Aufwand bedeuten. Hinzu kommt, dass ein-
zelne EU-Staaten die Thematik teilweise unter-
schiedlich beurteilen. Damit steigt das Risiko 
von Doppelbesteuerungen oder abweichenden 
steuerlichen Bewertungen.

VORSTEUERABZUG BLEIBT 
EIN WESENTLICHER VORTEIL

Besonders wichtig für Unternehmen ist die Klar-
stellung des BMF beim Thema Vorsteuerabzug. 
Denn genau hier liegt in der Praxis häufig einer 
der größten finanziellen Effekte der umsatz-
steuerlichen Einordnung. Wird die Überlassung 
des Firmenwagens als entgeltliche Leistung 
behandelt, steht dem Unternehmen grund-
sätzlich weiterhin der volle Vorsteuerabzug aus 
den fahrzeugbezogenen Kosten zu. Dazu zäh-
len insbesondere:

–	 Anschaffungs- oder Leasingkosten,
–	 laufende Betriebskosten wie Kraftstoff, War-

tung und Reparaturen,
–	 Versicherungen,
–	 sowie weitere Fahrzeugnebenkosten.

Die Finanzverwaltung bestätigt damit aus-
drücklich, dass die Fahrzeugüberlassung in 
diesen Fällen für unternehmerische Zwecke 
erfolgt und somit zum Vorsteuerabzug berech-
tigt. Gerade bei hochwertigen Fahrzeugen oder 
größeren Fuhrparks kann dies erhebliche wirt-
schaftliche Bedeutung haben. Der Vorsteuerab-
zug reduziert die tatsächliche Kostenbelastung 
spürbar und bleibt daher ein wichtiger Vorteil 
der entgeltlichen Fahrzeugüberlassung.

Allerdings zeigt das neue BMF-Schreiben 
auch: Der Vorsteuerabzug hängt unmittelbar 
von der zutreffenden umsatzsteuerlichen Ein-
ordnung ab. Wird die Überlassung irrtümlich 
als unentgeltliche Wertabgabe behandelt oder 
fehlt eine ausreichende Dokumentation der Ent-
geltlichkeit, kann dies zu Diskussionen mit der 
Finanzverwaltung führen. Unternehmen sollten 
daher insbesondere darauf achten, dass:

–	 die Privatnutzung nachvollziehbar geregelt 
ist,

–	 die tatsächliche Überlassung dokumentiert 
wird,

–	 und die umsatzsteuerliche Behandlung kon-
sistent erfolgt.

Hinzu kommt ein weiterer wichtiger Punkt: Die 
lohnsteuerliche Bewertung  – etwa nach der 
1 %-Regelung oder Fahrtenbuchmethode – ent-
scheidet zwar nicht darüber, ob überhaupt ein 

umsatzsteuerpflichtiger Leistungsaustausch 
vorliegt. Sie spielt jedoch eine wichtige Rolle 
bei der Ermittlung der umsatzsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage. Damit bleiben Lohn-
steuer- und Umsatzsteuerrecht zwar syste-
matisch getrennt, greifen in der praktischen 
Abwicklung aber eng ineinander. Gerade bei 
internationalen Sachverhalten oder komplexe-
ren Vergütungsmodellen empfiehlt sich daher 
eine abgestimmte Prüfung beider Steuerarten.

HANDLUNGSBEDARF FÜR UNTERNEHMEN

Das neue BMF-Schreiben bringt insgesamt 
mehr Rechtssicherheit, erhöht aber zugleich 
die Anforderungen an die praktische Umset-
zung. Unternehmen sollten bestehende Dienst-
wagenregelungen daher überprüfen und insbe-
sondere darauf achten, dass Vereinbarungen 
zur Privatnutzung nachvollziehbar dokumen-
tiert sind. Vor allem bei Mitarbeitern mit Wohn-
sitz im Ausland oder bei grenzüberschreiten-
den Homeoffice-Konstellationen empfiehlt 
sich eine frühzeitige steuerliche Prüfung. Denn 
gerade hier können schnell zusätzliche Regist-
rierungspflichten oder umsatzsteuerliche Risi-
ken entstehen.

Für viele mittelständische Unternehmen 
gilt damit: Der Dienstwagen bleibt attraktiv – 
steuerlich sollte er künftig jedoch noch genauer 
betrachtet werden.
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VOM IMMOBILIEN-VOM IMMOBILIEN-
PROJEKT ZUM PROJEKT ZUM 
INTEGR IERTEN INTEGR IERTEN 
LÖSUNGSA NBIETERLÖSUNGSA NBIETER 
W IE DIE MONT 
GROUP HOLDING 
IMMOBILIEN, SERV ICES 
UND SICHERHEIT 
UNTER EINEM DACH 
V ERBINDET

Zwischen Immobilien, Services und Sicherheitslösungen hat sich die 
Mont Group Holding in den vergangenen Jahren zu einer vielseitigen 
Unternehmensgruppe mit ganzheitlichem Ansatz entwickelt. Was einst 
als unternehmerische Vision begann, ist heute ein breit aufgestelltes 
Netzwerk aus Immobilien-, Facility- und Protection-Dienstleistungen mit 
dem Anspruch, Kunden entlang der gesamten Wertschöpfungskette von 
Immobilien zu begleiten. Dabei setzt die Gruppe auf die Verbindung aus 
operativer Praxis, unternehmerischer Flexibilität und langfristigem Den-
ken. Eigenschaften, die insbesondere im Mittelstand heute wichtiger 
denn je sind.
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In einem Marktumfeld, das von steigen-
den Anforderungen an Nachhaltigkeit, Digi-
talisierung, Sicherheit und effiziente Gebäu-
dekonzepte geprägt ist, positioniert sich die 
Mont Group Holding bewusst als integrier-
ter Lösungsanbieter. Die Gruppe beobachtet 
dabei nicht nur die Veränderungen der Bran-
che, sondern gestaltet diese aktiv mit. „Immo-
bilien funktionieren heute nicht mehr isoliert. 
Entscheidend ist das Zusammenspiel aus Nut-
zung, Service, Sicherheit und langfristiger Quali-
tät. Genau darin sehen wir unsere Aufgabe als 
Unternehmensgruppe“, beschreibt Geschäfts-
führer Miroslav Knezevic die Philosophie der 
Mont Group Holding.

Im Gespräch mit GHPublic spricht Miroslav 
Knezevic über den Aufbau der Unternehmens-
gruppe, unternehmerische Herausforderungen, 
aktuelle Entwicklungen im Immobilien- und 
Dienstleistungsmarkt sowie darüber, welche 

Themen die Branche in Zukunft prägen wer-
den.

GHPublic: Herr Knezevic, die Mont Group Hol-
ding vereint heute mehrere Geschäftsfelder 
unter einem Dach. Wie ist die ursprüngliche Idee 
zur Unternehmensgründung entstanden? Gab es 
einen konkreten Moment oder eine Marktlücke, 
bei der Sie erkannt haben: „Hier entsteht ein 
Geschäftsmodell mit Zukunft“?
Miroslav Knezevic: Die ursprüngliche Idee hin-
ter der Mont Group Holding entstand aus der 
Überzeugung, dass Immobilien weit mehr sind 
als Gebäude. Sie sind Lebens-, Arbeits- und 
Wirtschaftsräume, deren Wert langfristig nur 
dann gesichert werden kann, wenn verschie-
dene Dienstleistungen intelligent miteinander 
verknüpft werden.

Im Rahmen eigener Immobilienprojekte 
habe ich erkannt, dass viele Leistungen rund 

um Immobilien isoliert angeboten werden, 
obwohl sie in der Praxis eng miteinander ver-
bunden sind. Für Eigentümer, Investoren und 
Nutzer bedeutete das oftmals hohe Abstim-
mungsaufwände und ineffiziente Prozesse.

Für mich war daher schnell klar, woran es 
mangelt: Lösungen aus einer Hand. So hat sich 
die Idee entwickelt, Kompetenzen zu bündeln 
und Synergien zu schaffen, um unseren Kun-
den nicht einzelne Leistungen, sondern ein 
Rundum-Sorglos-Paket anbieten zu können. 
Was als Vision begann, hat sich zu einer breit 
aufgestellten Unternehmensgruppe entwickelt. 
Unser Ziel ist bis heute, nachhaltige Werte zu 
schaffen und Kunden entlang des gesamten 
Lebenszyklus einer Immobilie zu begleiten.

GHPublic: Viele Unternehmen spezialisie-
ren sich sehr stark. Sie haben dagegen unter-
schiedliche Bereiche wie Immobilien, Facility 
Services und Sicherheit miteinander verbunden. 
Warum?
Miroslav Knezevic: Ich bin überzeugt, dass die 
Zukunft nicht in isolierten Einzellösungen liegt, 
sondern in intelligent vernetzten Leistungen. 
Immobilien, Facility Services und Sicherheit 
werden häufig als separate Bereiche betrach-
tet, tatsächlich greifen sie im täglichen Betrieb 
jedoch unmittelbar ineinander.

Eine Immobilie kann nur dann langfristig 
erfolgreich betrieben werden, wenn Nutzung, 
Instandhaltung, Servicequalität und Sicher-
heitskonzepte aufeinander abgestimmt sind. 
Genau an dieser Schnittstelle entstehen oft die 

G RO U P H O L D I N G
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größten Herausforderungen  – aber auch die 
größten Potenziale.

Durch die Bündelung unserer Kompeten-
zen können wir Prozesse effizienter gestalten, 
schneller reagieren und integrierte Lösungen 
anbieten. Für unsere Kunden bedeutet das 
weniger Schnittstellen, klare Verantwortlichkei-
ten und einen echten Mehrwert.

Unsere Philosophie lautet daher: Nicht 
in einzelnen Leistungen denken, sondern in 
Gesamtlösungen. Genau darin sehen wir einen 
wichtigen Wettbewerbsvorteil für die Zukunft.

GHPublic: Welche unternehmerischen Werte 
prägen die Mont Group Holding heute besonders 
und was motiviert Sie persönlich als Unterneh-
mer am meisten?
Miroslav Knezevic: Die Mont Group Holding 
wird heute von Werten geprägt, die für mich per-
sönlich die Grundlage nachhaltigen unterneh-
merischen Erfolgs darstellen: Verantwortung, 
Verlässlichkeit, Qualität und kontinuierliche 
Weiterentwicklung.

Wir bewegen uns in Branchen, in denen Ver-
trauen eine zentrale Rolle spielt. Deshalb legen 
wir großen Wert auf langfristige Partnerschaf-
ten, transparente Kommunikation und die kon-
sequente Einhaltung unserer Qualitätsstan-
dards. Unser Anspruch ist es nicht, kurzfristige 
Erfolge zu erzielen, sondern nachhaltige Werte 
für Kunden, Mitarbeiter und Geschäftspartner 
zu schaffen. Gleichzeitig ist unternehmerische 
Flexibilität für uns ein entscheidender Faktor. 
Märkte verändern sich, Technologien entwi-
ckeln sich weiter und Kundenanforderungen 
werden komplexer. Deshalb fördern wir eine 
Unternehmenskultur, die Innovation, Eigenver-

antwortung und lösungsorientiertes Denken 
unterstützt.

Persönlich motiviert mich vor allem die 
Möglichkeit, Dinge aktiv zu gestalten, Chan-
cen zu erkennen und gemeinsam mit unserem 
Team etwas Bleibendes aufzubauen. Dabei ste-
hen für mich immer die Menschen im Mittel-
punkt – unsere Mitarbeiter, Kunden und Part-
ner.

Nachhaltiger Erfolg entsteht aus Vertrauen, 
und genau dieses Vertrauen möchten wir jeden 
Tag aufs Neue verdienen.

GHPublic: Welche Synergien entstehen zwi-
schen den einzelnen Gesellschaften der Gruppe 
und vor allem wie wichtig ist heute der „Alles-
aus-einer-Hand“-Ansatz für Kunden?
Miroslav Knezevic: Die größten Synergien ent-
stehen dort, wo unterschiedliche Kompetenzen 
gezielt miteinander vernetzt werden. Genau das 
ist der Grundgedanke der Mont Group Holding. 
Unsere einzelnen Gesellschaften agieren zwar 
eigenständig in ihren jeweiligen Fachberei-
chen, profitieren jedoch gleichzeitig von einem 
gemeinsamen Verständnis für Qualität, Pro-
zesse und Kundenbedürfnisse.

Wenn beispielsweise Immobilienmanage-
ment, Facility Services und Sicherheitslösun-
gen eng zusammenarbeiten, entstehen deutlich 
effizientere Abläufe. Informationen können 
schneller ausgetauscht, Entscheidungen zügi-
ger getroffen und Maßnahmen umgesetzt wer-
den. Dadurch steigern wir nicht nur die Quali-
tät unserer Leistungen, sondern schaffen auch 
einen messbaren Mehrwert für unsere Kunden.

Der „Alles-aus-einer-Hand“-Ansatz wird 
heute immer wichtiger. Kunden wünschen sich 

weniger Schnittstellen, klare Verantwortlichkei-
ten und einen Partner, der komplexe Anforde-
rungen umfassend begleiten kann.

Gleichzeitig können wir durch die enge 
Zusammenarbeit unserer Gesellschaften 
schneller auf Veränderungen reagieren und 
individuelle Lösungen entwickeln.

Ich bin überzeugt, dass die Zukunft in inte-
grierten Lösungen liegt. Deshalb setzen wir bei 
der Mont Group Holding konsequent auf die 
intelligente Verbindung unserer Geschäftsfel-
der.

GHPublic: Welche Rolle spielen Digitalisierung 
und moderne Prozesse im Tagesgeschäft?
Miroslav Knezevic: Digitalisierung ist heute 
kein Zusatz mehr, sondern ein wesentlicher 
Erfolgsfaktor. Moderne Prozesse helfen uns, 
Abläufe effizienter zu gestalten, Transparenz 
zu schaffen und schneller auf Kundenanforde-
rungen zu reagieren.

Gerade in den Bereichen Immobilien, Faci-
lity Services und Sicherheit bieten digitale 
Lösungen enormes Potenzial  – von der Pro-
zesssteuerung bis hin zur Datenanalyse. Dabei 
sehen wir Digitalisierung nicht als Selbstzweck, 
sondern als Werkzeug, um Qualität, Service und 
Effizienz kontinuierlich zu verbessern. Unser 
Ziel ist es, technologische Innovation mit prak-
tischer Umsetzbarkeit zu verbinden, um nach-
haltige und effiziente Ergebnisse zu erzielen.

GHPublic: Wo sehen Sie aktuell die größten 
Wachstumsfelder innerhalb der Gruppe?
Miroslav Knezevic: Die größten Wachstums-
chancen sehen wir aktuell in der intelligenten 
Verbindung von Immobilien, Dienstleistun-
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gen und digitalen Lösungen. Kunden erwar-
ten heute nicht nur einzelne Leistungen, son-
dern fachübergreifende Konzepte, die Effizienz, 
Nachhaltigkeit und Sicherheit miteinander ver-
binden.

Besonders Themen wie Digitalisierung, 
moderne Gebäudekonzepte, Facility Services 
und Sicherheitslösungen gewinnen zunehmend 
an Bedeutung. Gleichzeitig steigt der Bedarf an 
zuverlässigen Partnern, die komplexe Anforde-
rungen aus einer Hand begleiten können.

Genau in diesen Bereichen sehen wir gro-
ßes Potenzial und möchten unsere Position 
hier konsequent weiter ausbauen.

GHPublic: Die Immobilienbranche befindet sich 
seit einigen Jahren in einer Phase großer Ver-
änderungen. Wie erleben Sie den Markt aktuell?
Miroslav Knezevic: Die Immobilienbranche 
befindet sich zweifellos in einer Phase des 
Wandels. Steigende Anforderungen in den 
Bereichen Finanzierung, Nachhaltigkeit und 
Regulierung stellen viele Marktteilnehmer vor 
neue Herausforderungen.

Gleichzeitig entstehen daraus aber auch 
Chancen. Wer flexibel agiert, langfristig denkt 
und bereit ist, in innovative Lösungen zu inves-
tieren, kann sich erfolgreich positionieren. Wir 
beobachten, dass die Nachfrage nach effizien-
ten, nachhaltigen und professionell betreuten 
Immobilien weiterhin hoch ist.

Ich sehe den Markt daher realistisch, aber 
durchaus optimistisch. Veränderung gehört zu 
jeder Entwicklung – entscheidend ist, wie man 
darauf reagiert.

GHPublic: Welche Anforderungen stellen Kun-
den heute an moderne Immobilienprojekte und 

wie verändert sich aus Ihrer Sicht die Nachfrage 
nach Wohn-, Gewerbe- und Mischimmobilien?
Miroslav Knezevic: Die Anforderungen an 
Immobilien haben sich in den letzten Jah-
ren deutlich verändert. Kunden legen heute 
wesentlich mehr Wert auf Nachhaltigkeit, 
Energieeffizienz, digitale Lösungen und fle-
xible Nutzungskonzepte als noch vor einigen 
Jahren.

Gleichzeitig beobachten wir, dass die Nach-
frage nach hochwertigen Wohn- und Gewer-
beimmobilien weiterhin stabil ist. Beson-
ders gefragt sind Objekte, die langfristig 
wirtschaftlich betrieben werden können und 
den steigenden Anforderungen von Nutzern 
und Investoren gerecht werden. Für die Branche 
bedeutet das, Immobilien nicht nur zu bauen 
oder zu verwalten, sondern sie ganzheitlich und 
zukunftsorientiert zu denken.

GHPublic: Welche Rolle spielt künftig die Ver-
bindung aus Immobilie, Service und Hospitality?
Miroslav Knezevic: Die Verbindung von Immo-
bilien, Services und Hospitality wird künftig 
deutlich an Bedeutung gewinnen. Nutzer erwar-
ten heute nicht mehr nur funktionale Gebäude, 
sondern hochwertige Erlebnisse, Komfort und 
einen professionellen Servicegedanken.

Gerade in Wohn-, Gewerbe- und Mixed-
Use-Immobilien verschwimmen die Grenzen 
zunehmend. Servicequalität, Aufenthaltsquali-
tät und individuelle Betreuung werden zu wich-
tigen Faktoren für den langfristigen Erfolg einer 
Immobilie.

Ich bin überzeugt, dass die Immobilien-
branche künftig stärker nutzerorientiert denken 
wird. Die intelligente Verbindung von Immobi-
lie, Service und Hospitality bietet dabei enor-

mes Potenzial, um nachhaltige Mehrwerte für 
Eigentümer, Nutzer und Investoren zu schaffen.

GHPublic: Facility Management wird oft unter-
schätzt, ist aber für viele Unternehmen essen-
ziell. Was hat sich in diesem Bereich in den letz-
ten Jahren besonders verändert und welche 
Erwartungen haben Kunden heute an professio-
nelles Gebäudemanagement?
Miroslav Knezevic: Facility Management hat 
sich in den letzten Jahren stark weiterentwi-
ckelt. Früher lag der Fokus häufig auf dem rei-
nen Gebäudebetrieb, heute geht es zunehmend 
um Effizienz, Nachhaltigkeit, Digitalisierung 
und Nutzerzufriedenheit.

Kunden erwarten heute transparente Pro-
zesse, schnelle Reaktionszeiten und Komplett-
lösungen. Gleichzeitig gewinnen Themen wie 
Energieoptimierung, digitale Steuerungssys-
teme und vorausschauende Instandhaltung 
immer mehr an Bedeutung. Professionelles 
Facility Management ist damit längst nicht 
mehr nur ein Kostenfaktor, sondern ein wich-
tiger Beitrag zur Werterhaltung und Zukunfts-
fähigkeit von Immobilien.

GHPublic: Spüren Sie den Fachkräftemangel in 
der Branche deutlich? Welche Strategien verfol-
gen Sie, um qualifizierte Mitarbeiter zu gewinnen 
und langfristig zu binden?
Miroslav Knezevic: Ja, der Fachkräftemangel 
ist eine der größten Herausforderungen unse-
rer Branche. Gleichzeitig sind qualifizierte und 
engagierte Mitarbeiter entscheidend für den 
nachhaltigen Unternehmenserfolg.

Deshalb setzen wir nicht nur auf die Gewin-
nung neuer Talente, sondern vor allem auf 
langfristige Mitarbeiterbindung. Dazu gehö-
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ren attraktive Entwicklungsmöglichkeiten, 
moderne Arbeitsbedingungen, Wertschätzung 
und eine Unternehmenskultur, die Verantwor-
tung und Eigeninitiative fördert.

Ich bin überzeugt, dass Unternehmen künf-
tig nicht nur um Kunden, sondern verstärkt 
auch um die besten Mitarbeiter werben werden. 
Wer ein attraktiver Arbeitgeber ist, wird langfris-
tig einen klaren Wettbewerbsvorteil haben.

GHPublic: Mit der Mont Protection GmbH ist 
auch das Thema Sicherheit Teil Ihrer Gruppe. 
Warum gewinnt dieses Thema aktuell so stark 
an Bedeutung?
Miroslav Knezevic: Sicherheit hat in den vergan-
genen Jahren deutlich an Bedeutung gewon-
nen. Dabei geht es längst nicht mehr nur um 
den Schutz von Gebäuden, sondern auch um 
den Schutz von Menschen und deren Gütern, 
Prozessen und sensiblen Informationen.

Wir beobachten seit längerem, dass Kunden 
heute Full-Service-Sicherheitskonzepte erwar-
ten, die präventiv wirken und flexibel auf neue 
Herausforderungen reagieren können. Sicher-
heit ist damit zu einem wichtigen Qualitäts- und 
Vertrauensfaktor geworden.

Genau deshalb sehen wir Sicherheitsdienst-
leistungen als festen Bestandteil moderner 

Immobilien- und Servicekonzepte. Wer Sicher-
heit frühzeitig mitdenkt, schafft langfristig 
Mehrwert für Nutzer, Eigentümer und Unter-
nehmen.

GHPublic: Wie verändert Technologie den 
Sicherheitsmarkt  – beispielsweise durch digi-
tale Überwachung oder intelligente Systeme?
Miroslav Knezevic: Technologie verändert den 
Sicherheitsmarkt grundlegend. Digitale Über-
wachungssysteme, intelligente Zutrittskontrol-
len und datenbasierte Analysen ermöglichen 
heute deutlich schnellere und präzisere Reak-
tionen auf potenzielle Risiken. Gleichzeitig 
bleibt der Mensch ein entscheidender Faktor. 
Moderne Sicherheit entsteht aus dem Zusam-
menspiel von qualifiziertem Personal und 
innovativer Technologie. Die besten Ergeb-
nisse werden erzielt, wenn beide Komponen-
ten intelligent miteinander verbunden wer-
den. Wir sehen in dieser Entwicklung großes 
Potenzial, Sicherheitskonzepte effizienter, 
transparenter und gleichzeitig zukunftssicher 
zu gestalten.

GHPublic: Welche Themen werden die Immobi-
lien- und Servicebranche künftig am stärksten 
verändern?

Miroslav Knezevic: Die Immobilien- und Ser-
vicebranche wird aus meiner Sicht vor allem 
durch drei Themen geprägt werden: Digitalisie-
rung, Nachhaltigkeit und ineinandergreifende 
Dienstleistungen.

Kunden erwarten zunehmend intelligente, 
effiziente und nachhaltige Lösungen, die über 
einzelne Leistungen hinausgehen. Gleichzeitig 
gewinnen Themen wie Energieeffizienz, daten-
basierte Prozesse und flexible Nutzungskon-
zepte weiter an Bedeutung.

Wer diese Entwicklungen frühzeitig aufgreift 
und holistisch denkt, wird die besten Chancen 
haben, langfristig erfolgreich zu sein. Genau 
darin sehen wir die Zukunft unserer Branche.

KONTAKT
Mont Group Holding GmbH
Miroslav Knezevic
Moerser Straße 14 A
40667 Meerbusch
www.mont-group.de
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GHPublic: Wie würden Sie GHP in wenigen Worten beschreiben?
Jens Otto: Als ich im Oktober 2025 bei GHP angefangen habe, wurde 
ich sehr freundlich und herzlich aufgenommen. GHP kann man mit einer 
großen Familie vergleichen. Neben der Arbeit treffen sich die Mitarbeiten-
den auch oft zu Feiern und Veranstaltungen, was eine angenehme per-
sönliche Atmosphäre schafft. Die Stimmung im Team ist positiv und alle 
unterstützen sich gegenseitig. Ein Unternehmen, das mit Herz geführt 
wird.

GHPublic: Was braucht man, um bei GHP erfolg-
reich zu sein?
Jens Otto: Um bei GHP erfolgreich zu sein, ist es 
wichtig, Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten zu 
haben und Herausforderungen offen anzuneh-
men. Eine engagierte und tatkräftige Arbeits-
weise sowie Teamfähigkeit und Eigeninitiative 
tragen ebenfalls wesentlich zum Erfolg bei.

GHPublic: Was machen Sie bei GHP genau?
Jens Otto: Ich arbeite als Steuerfachangestell-
ter bei GHP im Team von Marc Tübben.

Dort bin ich für die Finanzbuchführung der Mandanten zuständig. 
Dazu gehören insbesondere die laufende Buchhaltung, die Prüfung und 
Verbuchung von Belegen sowie die Unterstützung bei der Erstellung von 
Auswertungen und Abschlüssen.

GHPublic: Was machen Sie, wenn Sie nicht für GHP im Dienst sind?
Jens Otto: Ich interessiere mich für Sport und schaue gern Sportveran-
staltungen aller Art im Fernsehen. Freie Zeit und Urlaub nutze ich meist, 

um viel zu reisen. Dabei mag ich neben Städ-
tereisen sowohl das Baden im Meer als auch 
das Wandern in den Bergen. Viele Ziele stehen 
noch auf meiner persönlichen Reiseliste. Meine 
weiteren Hobbys sind Lesen und auf Konzerte 
gehen.

GHPublic: Nennen Sie uns drei Dinge, auf die Sie 
im Alltag nicht verzichten können?
Jens Otto: Erlebnisreiche Freizeitaktivitäten, 
gutes leckeres Essen und leider auch Süßig-
keiten!

GHPublic: Geben Sie uns einen Ausflugs- oder 
Restauranttipp, wo man an einem der nächsten 
freien Tage seine Zeit genießen kann?
Jens Otto: »Phoenix des Lumières« ist ein 
Museum, das Kunst in einer großen Industrie-
halle lebendig werden lässt. Die einzigartige 
Architektur dient als Kulisse für große Künst-
ler wie Monet und Rousseau, oder es lässt den 
»Kleinen Prinzen« und Dinosaurier lebendig 
werden. Ein fantastisches Ziel in Dortmund!

GHPublic: Wo möchten Sie in fünf Jahren sein 
oder was möchten Sie in fünf Jahren machen?
Jens Otto: Wenn es mit dem Lottogewinn nicht 
klappt, dann sehe ich mich in fünf Jahren wei-
ter in der Finanzbuchführung. Bei GHP fühle ich 
mich momentan wohl und gut aufgehoben.

J e n s  O t t o

EIN UNTER NEHMEN MIT HER Z
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W e n n  d e r  R i c h t e r  e i n s c h l ä f t   …

KUR IOSES STEUERURTEIL 
MIT ER NSTEM HINTERGRUND

In einem Verfahren vor dem Finanzge-
richt Sachsen-Anhalt ging es ursprünglich 
um Umsatzsteuerbescheide. Während der 
mündlichen Verhandlung bemerkten jedoch 
alle Beteiligten ein deutlich hörbares Schnar-
chen auf der Richterbank. Ein ehrenamtlicher 
Richter war eingeschlafen und wurde erst durch 
einen Stoß eines Kollegen wieder geweckt. Die 
zuvor besprochenen Inhalte wurden anschlie-
ßend nicht wiederholt – das Gericht entschied 
trotzdem den Fall.

Der Fall landete beim Bundesfinanzhof 
(Beschluss vom 12.02.2026, Az. V B 64/24). Die 
Richter in München stellten klar: Wer während 
der Verhandlung schläft, kann wesentlichen Tei-
len des Verfahrens nicht folgen. Damit gilt das 
Gericht nicht mehr als ordnungsgemäß besetzt. 
Das Urteil wurde deshalb aufgehoben und zur 
erneuten Verhandlung zurückverwiesen. Beson-
ders interessant: Der BFH betonte, dass nicht 
jedes geschlossene Auge automatisch einen 
Verfahrensfehler bedeutet. Konzentration 

könne durchaus auch mit geneigtem Kopf erfol-
gen. Hörbares Schnarchen sei allerdings ein ein-
deutiges Zeichen dafür, dass der Richter nicht 
mehr aufmerksam am Verfahren teilnimmt.

So kurios der Fall klingt, steckt dahinter ein 
rechtsstaatlicher Grundsatz: Jede gerichtliche 
Entscheidung muss von einem vollständig 
anwesenden und aufmerksamen Gericht 
getroffen werden. Schon der Eindruck mangeln-
der Aufmerksamkeit kann das Vertrauen in die 
Justiz beeinträchtigen.
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A U S G E Z E I C H N E T  D U R C H

Zertifiziert nach  

DIN ISO 9001: 2015 und 

ausgezeichnet mit dem 

DStV-Qualitätssiegel

K A N Z L E I - L E I T S Ä T Z E
Unser oberstes Ziel ist die dauerhafte Zufriedenheit und die Bewah
rung des Vertrauens der Mandanten und Geschäftspartner in die Leis-
tungen der Kanzlei. Wir streben eine hohe Leistungsqualität zur Steige-
rung der Mandantenzufriedenheit an. Wir sind ein modernes, innovatives 
Dienstleistungsunternehmen mit einem hohen persönlichen Qualitäts-
anspruch eines jeden Beteiligten von der Kanzleiführung bis zum Auszu-
bildenden. Wir arbeiten regelmäßig am Ausbau neuer Geschäftsfelder 
und Aktivitäten, um die Beratung und Betreuung der Mandanten auch in 
Spezialbereichen sicher stellen zu können. Der Einsatz innovativer Tech-
nologien ist für uns zukunftsweisend. Wir wollen eine Verbesserung der 
Wertschöpfung aller.

I M P R E S S U M
GHPublic | © 2026 – Alle Rechte vorbehalten

Ausgabe 	 02 | 2026
Erscheinungsweise	 4-mal jährlich
Redaktionsschluss	 19. Juni 2026
Herausgeber 	� Hanns-Heinrich Paust | Grüter · Hamich & Partner
Gesamtausstattung	� Medienwerkstatt Kai Münschke, Essen 

www.satz.nrw
Fotoquellen 	 pixabay: 3, 6/7, 10, 14u, 16, 19, 20, 26u 

pexels: 8, 11, 12, 13, 14o, 15, 18, 26mi, 27

Die GHPublic wird ausschließlich für unsere Mandanten und 
Geschäftspartner veröffentlicht. Die fachliche Information ist  
der Verständlichkeit halber kurz gehalten und kann somit die 
individuelle Beratung nicht ersetzen. Die Informationen sind 
sorgfältig zusammengestellt und recherchiert, jedoch ohne 
Gewähr.
Die GHPublic verwendet Begriffe wie »Mitarbeiter« u. ä. 
(im Singular wie im Plural) stellvertretend für Personen von 
weiblichem, männlichem oder diversem Geschlecht.

www.g-h-p.de

K A N Z L E I E N
Duisburg	� Dr.-Alfred-Herrhausen-Allee 9–11 | 47228 Duisburg 

Telefon +49 (0)2065 90880 | info@g-h-p.de
Meißen 	� Ratsweinberg 1 | 01662 Meißen 

Telefon +49 (0)3521 74070 | info@ghp-meissen.de

L I N K S
www.duisburg.de/microsites/buendnis_fuer_vereinbarkeit/010/
www.bbr-law.de
www.mont-group.de

Mandantenmagazin GHPublic
GHP

http://www.satz.nrw
http://www.g-h-p.de
mailto:info@g-h-p.de
mailto:info@ghp-meissen.de
http://www.duisburg.de/microsites/buendnis_fuer_vereinbarkeit/010/
http://www.bbr-law.de
http://www.mont-group.de

